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BEGRÜNDUNG 

1. HINTERGRUND DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

1.1. Allgemeines  

Die Verringerung des Energieverbrauchs in den Gebäuden in Europa ist ein Eckpfeiler der 
Politik der Europäischen Union im Bereich der Energie(-effizienz) und des Klimawandels 
sowie der Strategie Europa 2020. Sowohl in der vor Kurzem vorgestellten Strategie der EU 
für die Energiepolitik1 als auch im Energieeffizienzplan2 wird die Notwendigkeit weiterer 
Maßnahmen in diesem Sektor, insbesondere in Bezug auf den Gebäudebestand, 
hervorgehoben.  

Die Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung)3 ist 
eine der in der zweiten Überprüfung der Energiestrategie 20084 angekündigten Maßnahmen, 
die notwendig sind, damit die EU im Hinblick auf das Erreichen ihres Ziels, die 
Energieeffizienz bis 2020 um 20 % zu steigern, auf Kurs bleibt. Allerdings wird die 
Umwandlung des Gebäudebestands der EU erst weit nach 2020 abgeschlossen sein, und das 
20 %-Ziel kann nur einen Zwischenschritt darstellen. Tatsächlich hat der kürzlich von der 
Kommission vorgelegte Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen CO2-armen 
Wirtschaft5 gezeigt, dass die Emissionen im Gebäudesektor bis 2050 um etwa 90 % gesenkt 
werden könnten. Dies stellt langfristig einen überdurchschnittlichen Beitrag dar, weil im 
Gebäudesektor – anders als beispielsweise im Verkehrssektor – die für eine Gesellschaft mit 
geringem CO2-Ausstoß notwendigen technischen Lösungen schon heute verfügbar sind. 

Wenn der Gebäudesektor diesen wichtigen Beitrag bis Mitte dieses Jahrhunderts leisten soll, 
werden so bald wie möglich kostenoptimale Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
benötigt. Zahlreiche Studien der jüngeren Zeit haben die negativen langfristigen 
Auswirkungen suboptimaler Renovierungen aufgezeigt, bei denen Einsparpotenziale über 
Jahrzehnte blockiert werden; dasselbe gilt auch für Neubauten. Dieser Blockadeeffekt kann 
nur vermieden werden, indem rechtliche Anforderungen auf Niveaus festgesetzt werden, die 
sämtliche über die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer des Gebäudes zu erzielenden 
Einsparungen erfassen. Auf diese Weise kann inhärentem Marktversagen im Bereich der 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden begegnet werden, das aus den langen 
Amortisierungszeiträumen, der Risikowahrnehmung der Darlehensgeber und den 
Informationsdefiziten privater Investoren in Bezug auf die verfügbaren Technologien 
resultiert. 

Wenn der Rahmen für die Kostenoptimalitätsmethode in zweckmäßiger Weise konzipiert und 
angewandt wird, kann damit ein Rechtsrahmen für die Anhebung der Mindestanforderungen 
der Mitgliedstaaten an die Gesamtenergieeffizienz geschaffen werden, um so zu 
gewährleisten, dass alle wirtschaftlich vernünftigen Maßnahmen getroffen werden. 
Kostenoptimalität kann auch eine gute faktengesicherte Grundlage zur Verbesserung der 
Bankfähigkeit von Renovierungsprojekten bilden, die u. a. durch Instrumente der 

                                                 
1 KOM(2010) 639 endg. 
2 KOM(2011) 109 endg. 
3 ABl. L 153 vom 18.6.2010, S. 13. 
4 KOM(2008) 781 endg. 
5 KOM(2011) 112 endg. 
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Europäischen Investitionsbank und durch den Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
finanziert werden können. Und schließlich kann der Rahmen für die 
Kostenoptimalitätsmethode den Vorteil der Technologieneutralität haben. 

1.2. Ziele des Vorschlags 

Nach Artikel 5 der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(Neufassung) hat die Kommission bis zum 30. Juni 2011 einen Rahmen für eine 
Vergleichsmethode zur Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten vorzulegen.  

Nach der Richtlinie 2002/91/EG über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden6 (die mit 
Wirkung vom 1. Februar 2012 aufgehoben werden soll)7 sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden auf der Grundlage einer 
nationalen Berechnungsmethode festzulegen. Die Richtlinie enthält jedoch keine Vorschriften 
oder Leitlinien dazu, wie dies zu geschehen hat. Aufgrund der Richtlinie 2010/31/EU müssen 
die Mitgliedstaaten nun dafür sorgen, dass Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz im Hinblick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus für Gebäude, 
Gebäudeteile und Gebäudekomponenten festgelegt werden. Zur Ermittlung dieser 
kostenoptimalen Niveaus müssen die Mitgliedstaaten einen von der Kommission erstellten 
Rahmen für eine Vergleichsmethode anwenden und diesen Rahmen durch die entsprechenden 
nationalen Parameter ergänzen. Falls die Ergebnisse der Berechnungen und Vergleiche 
zeigen, dass die aktuellen Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz erheblich 
weniger effizient sind als die kostenoptimalen Anforderungen, sind die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, diesen Unterschied gegenüber der Kommission schriftlich zu begründen. Soweit 
die Diskrepanz nicht begründet werden kann, ist ein Plan zu deren Verringerung aufzustellen.  

Die Richtlinie 2010/31/EU enthält daneben eine Bestimmung, wonach bis zum 31. Dezember 
2020 (für Gebäude im Besitz und im Eigentum von Behörden bereits zum 31. Dezember 
2018) alle neuen Gebäude Niedrigstenergiegebäude sein sollten. Diesem Ziel wird im 
Rahmen für die Methode unter anderem dadurch Rechnung getragen, dass für den Bau eines 
Niedrigstenergiegebäudes notwendige Maßnahmen/Varianten/Maßnahmenbündel in die 
Berechnungen einfließen. Der Rahmen für die Kostenoptimalitätsmethode kann auch dazu 
beitragen, die gegenüber voller Kosteneffizienz noch bestehende Differenz und daraufhin die 
Kostenoptimalität von Niedrigstenergiegebäuden transparent zu machen.  

Der Rahmen für eine Vergleichsmethode soll nicht die Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz harmonisieren, sondern gewährleisten, dass die Zielvorstellungen 
aller EU-Mitgliedstaaten in ihrem jeweiligen Kontext ähnlich ehrgeizig sind. 
Effizienzanforderungen werden von den Mitgliedstaaten nach Maßgabe lokaler Faktoren wie 
Klima, Verfügbarkeit von Ressourcen und wirtschaftliche Entwicklung festgelegt. Dies 
gewährleistet einen fairen Ansatz in Bezug auf Mitgliedstaaten mit unterschiedlichen 
Fortschritts- und Erfahrungsniveaus. Auf diese Weise wird auch dem Charakter der Richtlinie 
2010/31/EU in vollem Umfang Rechnung getragen, die eine Rahmenrichtlinie ist, welche den 
Mitgliedstaaten den nötigen Spielraum zur Umsetzung ihrer Bestimmungen in der am besten 
geeigneten Weise lässt. Ein solcher Ansatz kann, wie bereits in der Folgenabschätzung zum 

                                                 
6 ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 65. 
7 Siehe Richtlinie 2010/31/EU, Artikel 29. 
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Vorschlag für die Richtlinie 2010/31/EU8 ausgeführt, die Konvergenz der Zielvorstellungen 
fördern und einen gewissen Gruppenzwang mit sich bringen.  

1.3. Kohärenz mit anderen Politikbereichen und Zielen der EU 

Die Kohärenz mit anderen relevanten Rechtsvorschriften der EU wurde sichergestellt. In der 
Richtlinie 2010/31/EU werden die Begriffsbestimmungen der Richtlinie 2009/28/EG zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen verwendet und die darin 
enthaltenen gebäudespezifischen Verpflichtungen berücksichtigt9.  

Der Rahmen für die Kostenoptimalitätsmethode wird auch von den Mitgliedstaaten zur 
Festlegung von Mindestanforderungen an die Energieeffizienz gebäudetechnischer Systeme 
angewandt werden. In diesem Zusammenhang wird die Kohärenz mit den Anforderungen an 
die umweltgerechte Gestaltung von in Gebäuden genutzten Produkten wie Heizkessel und 
Klimaanlagen gewährleistet. Die Richtlinie 2009/125/EG zur Schaffung eines Rahmens für 
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener 
Produkte10 ermöglicht die Festlegung europäischer Mindestanforderungen an derartige 
Produkte, um den freien Warenverkehr im Binnenmarkt in Bezug auf diese Produkte zu 
gewährleisten. Aufgrund der Richtlinie 2010/31/EU kann das Ziel kosteneffizienter oder 
kostenoptimaler Energieeffizienzniveaus unter bestimmten Umständen rechtfertigen, dass die 
Mitgliedstaaten kosteneffiziente oder kostenoptimale Anforderungen festlegen, die in der 
Praxis bestimmte konstruktive und technische Optionen behindern und die Nutzung 
energieverbrauchsrelevanter Produkte höherer Energieeffizienz fördern würden. Der 
Richtlinie 2009/125/EG und der Richtlinie 2010/31/EU ist auch ein ähnliches Konzept in 
Bezug auf die Lebenszykluskosten gemeinsam, wobei das Gesamtkostenkonzept eine 
Variante der Lebenszykluskostenrechnung ist, die der Nutzungsdauer und ggf. der Zeit nach 
dem Ende der Lebensdauer Rechnung trägt und ein ähnliches Konzept auch für den 
Abzinsungssatz zugrunde legt. In der vor kurzem angenommenen Verordnung über 
Bauprodukte11 wird ebenfalls das Konzept der Lebenszykluskostenrechnung zur Bewertung 
des Energieverbrauchs dieser Produkte eingeführt. 

Und schließlich wurde die vorliegende Verordnung der Kommission auf der Grundlage 
bestehender Begriffsbestimmungen und Konzepte für die Kostenrechnung verfasst, die für die 
Zwecke der europäischen Norm EN 15459 entwickelt wurden. Zur Berechnung der 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten wird die Verwendung 
bestehender CEN-Normen empfohlen, auch wenn gleichwertige nationale Verfahren 
zugelassen sind, sofern sie im Einklang mit Anhang I und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 
2010/31/EU stehen. 

                                                 
8 SEK(2008) 2865. 
9 Richtlinie 2009/28/EG. 
10 ABl. L 285 vom 31.10.2009, S. 10. 
11 Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur 

Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der 
Richtlinie des Rates 89/106/EWG (ABl. L 88 vom 4.4.2011, S. 5). 
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2. DER ANNAHME DES RECHTSAKTS VORANGEGANGENE 
KONSULTATIONEN 

Die Europäische Kommission hat im Zuge der Vorbereitung und Erstellung dieses delegierten 
Rechtsakts umfassende Konsultation durchgeführt.  

Am 16. März 2011 und 6. Mai 2011 fanden in Brüssel zwei Sachverständigensitzungen statt. 
Die Mitgliedstaaten waren für beide Sitzungen, bei denen nationale und andere 
Sachverständige zusammenkamen, um Benennung nationaler Vertreter gebeten12. Neben 
nationalen Sachverständigen wurden betroffene Akteure in einer ausgewogenen 
Zusammensetzung eingeladen, darunter Hersteller von (system- und gebäudespezifischen) 
Technologien zur Steigerung der Energieeffizienz, Vertreter der gesamten Baukette 
einschließlich Sachverständigen für Niedrigstenergiegebäude, Sachverständigen auf dem 
Gebiet der europäischen Normung, Immobilieneigentümer- und Mieterorganisationen, 
Vertreter von öffentlichen Banken und Energiedienstleistungsunternehmen. Angesichts der 
Heterogenität des Bausektors wurde die Beteiligung auf EU-Dachverbände begrenzt. Die 
Einladungen basierten auf einem Screening der Beteiligten durch die 
Kommissionsdienststellen, und das ursprüngliche Verzeichnis wurde auf Ersuchen geändert. 
Außerdem waren Sachverständige aus akademischen Kreisen, u. a der Internationalen 
Energieagentur, auf beiden Sitzungen anwesend. 

2.1. Die erste Sachverständigensitzung am 16. März 2011  

Mit der ersten Sitzung, an der 46 Teilnehmer aus den Mitgliedstaaten und 43 andere 
betroffene Akteure teilnahmen, wurden zwei Ziele verfolgt, nämlich Fachwissen über zentrale 
Fragen zum Geltungsbereich und zur Methodik einzuholen und ein besseres Verständnis der 
derzeit von den Mitgliedstaaten angewandten Kosteneffizienzmethoden zu erlangen.  

Zur Behandlung der Fragen in Bezug auf den Geltungsbereich und die Methodik wurde den 
Sachverständigen vor der Sitzung ein Dokument mit 23 Fragen zugeleitet, das folgende 
Themen berührte:  

• Notwendigkeit von Kohärenz zwischen dem Niedrigstenergieziel und den 
kostenoptimalen Anforderungen; 

• notwendiger Detailgrad in Bezug auf die Referenzgebäude und andere Input-Daten; 

• Aussichten für Kostenoptimalität (Makroebene oder Ebene des einzelnen Investors); 

• Kostenoptimalität auf Ebene der Gebäudekomponenten; 

• Notwendigkeit der Einbeziehung von Beleuchtungssystemen für Nichtwohngebäude; 

• Energiepreisentwicklungstrends und Datenquellen; 

• Notwendigkeit der Behandlung des Abbruchs im Rahmen der Methodik. 

                                                 
12 Der nationale Sachverständige konnte – musste aber nicht – dieselbe Person sein, die den Mitgliedstaat 

im Ausschuss „Gesamtenergieeffizienz in Gebäuden“ (Energienachfragemanagement) vertritt. 
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Die Sachverständigen konnten sich während der Sitzung äußern oder davor und/oder danach 
schriftlich Stellung nehmen. Zusätzlich zu Stellungnahmen zu den spezifischen Fragen 
wurden die nationalen Behörden um eine Darstellung ihrer nationalen Konzepte für die 
Festlegung kosteneffizienter Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz ersucht; 
diese Möglichkeit nutzten vier EU-Mitgliedstaaten, nämlich Dänemark, Deutschland, die 
Niederlande und Italien. Die Sachverständigen und Interessenvertreter erhielten alle 
einschlägigen Arbeitsunterlagen, und parallel dazu wurde eine rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Übermittlung der Sitzungsunterlagen an das Europäische Parlament und den 
Rat gewährleistet. Sämtliche Sitzungsunterlagen, einschließlich der Präsentationen der vier 
Mitgliedstaaten und der eingegangenen schriftlichen Beiträge, wurden auf der Website der 
Kommission veröffentlicht. 

Zusammenfassung der Stellungnahmen während der ersten Sachverständigensitzung und 
Art ihrer Berücksichtigung: 

Während die von den Sachverständigen und betroffenen Akteuren bei der Sitzung 
abgegebenen bzw. davor oder danach schriftlich eingereichten Stellungnahmen eine deutliche 
Mehrheit dafür ergaben, Beleuchtungssysteme für Nichtwohngebäude in den Geltungsbereich 
dieses delegierten Rechtsakts einzubeziehen und die Abbruchphase davon auszunehmen, war 
das Bild in Bezug auf andere Fragen zum Geltungsbereich und zur Methodik weniger 
schlüssig.  

Zu den Referenzgebäuden: 

Die Präsentationen und Beiträge der Mitgliedstaaten machten deutlich, dass die Konzepte sich 
in der Methodik und dem Detailgrad unterscheiden; Deutschland nutzt einen recht 
umfassenden Katalog, und die Niederlande arbeiten mit nur wenigen Referenzgebäuden im 
Wohnsektor und angepassten Nutzungsmustern für Nichtwohngebäude. Dänemark arbeitet 
nicht mit vollständigen Referenzgebäudetypologien, sondern mit Mustergebäuden. Nicht alle 
Mitgliedstaaten haben derzeit eine Datenbank für Referenzgebäude. 

Während viele Interessenvertreter darauf drängten, dass die Typologien für bestehende 
Gebäude den tatsächlichen (durchschnittlichen) Gebäudebestand möglichst genau abbilden 
sollten, wiesen die nationalen Sachverständigen darauf hin, dass ein „statistisch 
repräsentatives“ Referenzgebäude sehr komplex oder gar unrealistisch werden könnte.  

Andererseits schien es allgemein akzeptabel, dass für neue Gebäude die Definition des 
Referenzgebäudes in Bezug auf die Gebäudehülle und die Gebäudesysteme nicht zu detailliert 
zu sein braucht, weil man in diesem Fall nur durch die Basisgeometrie und Nutzungsmuster 
gebunden ist. Ein nationaler Sachverständiger wies darauf hin, dass für neue Gebäude die 
Gebäude-Unterkategorien genutzt werden könnten, um sehr ineffiziente Optionen (z. B. 
Vollglasfassade) schon im Vorfeld auszuschließen. Daneben wurde darauf hingewiesen, dass 
das Referenzgebäude nicht nur für die Energieeffizienz, sondern auch für die Kostenstruktur 
des nationalen Gebäudebestands repräsentativ sein sollte.  

Die Kommissionsdienststellen schlugen vor, einen dem delegierten Rechtsakt beigefügten 
Berichtsbogen zu nutzen, um allen Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu geben, die derzeitigen 
Konzepte fortzuführen, aber dennoch für die Kommission ein Höchstmaß an Transparenz in 
Bezug auf die Art und Weise der Definition von Referenzgebäuden zu gewährleisten. 
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Letztlich wurde ein Konzept vorgeschlagen, bei dem die Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
haben, Referenzgebäude zumindest für Einfamilienhäuser, Appartementhäuser und 
Mehrfamilienhäuser sowie Bürogebäude (mit mindestens zwei Referenzgebäuden für 
bestehende Gebäude und einem für neue Gebäude für jede Kategorie) zu erstellen, wobei 
Transparenz durch Berichterstattung auf Grundlage eines gemeinsamen Musters gewährleistet 
wird. 

Zur Kostenoptimalität auf Ebene der Gebäudekomponenten: 

Die Besonderheiten der Ökodesign-Richtlinie und der Richtlinie 2010/31/EU und deren 
Wechselbeziehungen wurden erörtert. Dabei wurde darauf hingewiesen, dass die unter die 
Ökodesign-Vorschriften fallenden Produkte stets Bestandteil eines (unter unterschiedlichen 
klimatischen Bedingungen mit wechselndem Wärme- und Kältebedarf funktionierenden) 
Systems sind, weshalb die Produktanforderungen häufig durch die nationalen Bauvorschriften 
um weitere Kriterien ergänzt werden. 

Zu anderen Input-Daten, insbesondere für die Kostenberechnungen:  

Die Idee, einen Berechnungszeitraum von 30 Jahren zugrunde zu legen, fand mehr 
Unterstützung als Kritik. Die betroffenen Akteure äußerten unterschiedliche Ansichten 
darüber, ob unterschiedliche Berechnungszeiträume für Nichtwohngebäude und 
Wohngebäude zweckmäßig sind. Die Bandbreite der von den nationalen Sachverständigen 
befürworteten Berechnungszeiträume reichte von 60 Jahren bis zu weniger als 20 Jahren. Es 
wurde auf den Umstand hingewiesen, dass bei längerer wirtschaftlicher Lebensdauer des 
Gebäudes für den Berechnungszeitraum immer noch Restwerte genutzt werden können. Ein 
akademischer Sachverständiger hob hervor, dass es äußerst schwierig sei, Preise für einen 
Zeitraum von mehr als 30 Jahren zu prognostizieren. Viele betroffene Akteure hielten es für 
verfrüht, künftig erwartete höhere Werte für effizientere Gebäude in Betracht zu ziehen.  

Als Ergebnis dieser Diskussionen wird vorgeschlagen, einen Berechnungszeitraum von 30 
Jahren für Wohngebäude beizubehalten, aber für nicht als Wohngebäude dienende 
Gewerbegebäude aufgrund der kürzeren Investitionszyklen für diese Gebäude einen kürzeren 
Berechnungszeitraum von 20 Jahren zu erlauben. Angesichts der Vorbildfunktion öffentlicher 
Behörden sollte bei Berechnungen für öffentliche Gebäude ebenfalls ein 
Berechnungszeitraum von 30 Jahren zugrunde gelegt werden. Den Mitgliedstaaten bleibt es 
freigestellt, auf nationaler Ebene geschätzte wirtschaftliche Lebensdauerzyklen von Gebäuden 
und Gebäudekomponenten nach Maßgabe der Richtlinie festzulegen. 

Zur Frage, für wen Kostenoptimalität festgelegt werden müsste: 

Es ergab sich ein zwiespältiges Bild für die Mitgliedstaaten, wobei ein Mitgliedstaat sich für 
eine ausschließlich private Perspektive aussprach, einer eine rein gesellschaftliche Sicht 
befürwortete und mehrere beides wünschten. Die anderen Interessengruppen waren ebenfalls 
geteilter Meinung, wobei die Immobilieneigentümer und Sozialwohnungsverbände sich für 
die Berücksichtigung der Besonderheiten vermieteter Gebäude aussprachen und 
Wissenschaftler die Auffassung vertraten, dass nur eine makroökonomische Perspektive in 
Frage komme. Einem Wissenschaftler zufolge könnte das Kostenoptimum auf 
makroökonomischer Ebene um 117 % höhere Anforderungen als auf privater Ebene 
implizieren, es besteht jedoch keine gemeinsame Auffassung zur notwendigen Dimension der 
Makroperspektive. Es wurde auf geringfügige Unterschiede bei den Berechnungen 
hingewiesen, die in beiden Fällen anzustellen sind. Trotz der unterschiedlichen Auffassungen 
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zur Frage der Makro- bzw. Mikroebene bestand Einigkeit, dass alle Mitgliedstaaten den 
gleichen Ansatz verfolgen sollten.  

Zur Verbindung zwischen Kostenoptimalität und Niedrigstenergiegebäuden: 

Die Teilnehmer teilten weitgehend die Auffassung der Kommission, dass als generelle Regel 
zunächst der Energieaufwand zum Heizen und Kühlen verringert und erst dann erneuerbare 
Energiequellen (EE) integriert werden sollten. Dennoch sind in spezifischen Fällen bestimmte 
Lösungen auf der Grundlage erneuerbarer Energiequellen bereits heute kostenoptimal und 
vorteilhafter als Maßnahmen, die auf Energieeffizienz beruhen. Die anschließende Diskussion 
konzentrierte sich vorwiegend auf Fragen der Systemgrenzen (z. B. Gebäude oder 
Wohngebiete).  

Zu der Frage, ob auch für Lösungen auf der Grundlage erneuerbarer Energiequellen die 
Kosteneffizienz nachzuweisen ist, wurden unterschiedliche Ansichten geäußert: 

Die Sozialwohnungsverbände wiesen darauf hin, dass nur eine Verringerung des 
Energiebedarfs zu niedrigeren Energiekosten für die Bewohner führen würde. Ein anderer 
Beteiligter äußerte die Befürchtung, dass die Anforderung in Bezug auf 
Niedrigstenergiegebäude zu einer Abschwächung der Neubautätigkeit führen könnte. Die 
Einzelheiten der Anwendung der Definition von Niedrigstenergiegebäuden auf nationaler 
Ebene sind zwar noch nicht genau bekannt, doch bestand Einigkeit darin, dass die Definition 
von Kostenoptimalität bis 2013 ein erster Schritt zum Erreichen des in der Richtlinie 
festgeschrieben Niedrigstenergieziels bis 2019 (öffentlicher Sektor) bzw. 2021 (alle neuen 
Gebäude) sein kann.  

Zu den Entwicklungen der Energiepreise: 

Die Sachverständigen wiesen darauf hin, dass es wichtig sei, den Strompreis und den Preis 
von CO2-Emissionen in die Energiepreisprognosen einfließen zu lassen. Die Bedeutung einer 
obligatorischen Sensitivitätsanalyse bezüglich der Energiepreisentwicklung wurde durch 
einen Sachverständigen hervorgehoben. Dänemark wies darauf hin, dass Entwicklungen der 
Energiepreise auf makroökonomischer Ebene leichter vorhersagbar sind als aus privater Sicht 
und dass mögliche Preisrückgänge für Produkte und Dienstleistungen berücksichtigt werden 
sollten.  

2.2. Die zweite Sachverständigensitzung am 6. Mai 2011 

Die zweite Sachverständigensitzung vom 6. Mai 2011 wurde von 73 Teilnehmern besucht, 
von denen die meisten bereits an der ersten Sitzung teilgenommen hatten. Einige weitere 
Organisationen von Beteiligten wurden auf ihren Wunsch in die Liste für die zweite Sitzung 
aufgenommen. Die Diskussion stützte sich auf ein Arbeitspapier mit einem ersten Entwurf 
eines delegierten Rechtsakts sowie einen Entwurf für ein Berichtsmuster. Diese Unterlagen 
waren am 20. April und am 4. Mai 2011 allen Sachverständigen zugeleitet und auch an die 
funktionelle Mailbox des Europäischen Parlaments und die Kontaktstelle des Rates versandt 
worden.  

Zusammenfassung der Stellungnahmen während der zweiten Sachverständigensitzung und 
Art ihrer Berücksichtigung:  

Die auf der Sachverständigensitzung vom 6. Mai 2011 vorgebrachten Standpunkte 
unterstützten das Gesamtkonzept und zielten auf eine Verbesserung des Entwurfs ab. Darüber 
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hinaus trug die Diskussion zur Klärung der folgenden Fragen und entsprechenden 
Änderungen bei:  

– Für bestehende und neue Gebäude sollte dasselbe Konzept angewandt werden. Daher 
sollte auch für bestehende Gebäude ein Gesamtkostenkonzept angenommen werden 
(wurde im endgültigen Vorschlag geändert). 

– Die Vertreter mehrerer Mitgliedstaaten plädierten für ein einfaches Verfahren zur 
Vermeidung übermäßig vieler Berechnungen und Berichterstattungspflichten. Nun 
wird folgendes Konzept vorgeschlagen:  

• Verringerung der Mindestanzahl der Berechnungen unterliegenden 
Referenzgebäude von 16 auf 9, insbesondere mit Entlastung bezüglich der 
Erstellung von Referenzgebäuden für den Nichtwohnungssektor; 

• Verringerung der Anforderungen im Zusammenhang mit der Berechnung und 
der Berichterstattung über die für Niedrigstenergiegebäude notwendigen 
Maßnahmen, so dass die Mitgliedstaaten lediglich zur Einbeziehung von 
Maßnahmen verpflichtet sind, die auf erneuerbaren Energiequellen beruhen 
oder zum Erfüllen der Niedrigstenergiegebäude-Anforderung für neue 
Gebäude notwendig sind; 

• Außerdem müssen die Mitgliedstaaten Maßnahmen nicht in die Berechnung 
einbeziehen, wenn im Voraus klar ist, dass diese (noch) nicht kostenoptimal 
sind.  

– Mit dem Widerspruch lediglich eines Betroffenen sprachen sich mehrere 
Mitgliedstaaten und andere Beteiligte dafür aus, dass die spezifische Situation in 
Mietgebäuden keinen Einfluss auf die Festlegung der Anforderungen haben und 
lediglich eine Empfehlung zur Berücksichtigung durch die Mitgliedstaaten darstellen 
solle. Der Wortlaut wurde entsprechend geändert. 

– Es gab Stimmen für und gegen eine obligatorische Sensitivitätsanalyse. Das letztlich 
vorgeschlagene Konzept besteht darin, dass von den Mitgliedstaaten – angesichts des 
erheblichen Einflusses dieser Parameter auf die Berechnungsergebnisse und 
angesichts der Tatsache, dass die Hälfte der Mitgliedstaaten eine derartige Analyse 
bereits vornimmt – eine Sensitivitätsanalyse zumindest für die 
Energiepreisentwicklungen und für mehrere Abzinsungssätze verlangt wird.  

– Die Beschreibung der Kostenelemente, denen bei Investitionen Rechnung zu tragen 
ist (Richtlinie 2010/31/EU, Anhang III), entfiel und wird in den Leitfaden 
aufgenommen, da sie niemals erschöpfend sein und allen (neu aufkommenden) 
Technologien gerecht werden könnte. Es wurde hervorgehoben, dass sie auch in den 
Leitlinien lediglich unverbindlichen Charakter haben kann. 

– Die Definitionen für das kostenoptimale Niveau und für die 
Anfangsinvestitionskosten wurden geändert. Die Definitionen für Kosten, 
energieeffizienzspezifische Kosten, Marktzinssatz und Komponente entfielen. Die 
folgenden Definitionen wurden hinzugefügt: Referenzgebäude, Endenergie/ 
bereitgestellte Energie, Investitionskosten, laufende Kosten, Energiekosten, 
Entsorgungskosten, Abzinsungsfaktor, Maßnahmenbündel, Variante. 
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– Bei der Frage des Abzinsungssatzes zeigte sich bei den Diskussionen bezüglich der 
Festlegung kostenoptimaler Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
eine Präferenz für einen Abzinsungssatz, der eine gesellschaftliche — oder sowohl 
gesellschaftliche als auch rational private — Perspektive widerspiegelt. Es wird nun 
vorgeschlagen, die Festlegung des Abzinsungssatzes für die Zwecke der 
Kostenoptimalitätsberechnungen den Mitgliedstaaten zu überlassen, aber eine 
Sensitivitätsanalyse vorzuschreiben, die u. a. die Auswirkungen von Änderungen des 
Abzinsungssatzes auf die Berechnungsergebnisse erfasst. 

2.3. Beiträge nationaler Sachverständiger im Rahmen der konzertierten Aktion  

Es wurden auch die Erfahrungen genutzt, die auf nationaler Ebene im Rahmen der 
konzertierten Aktion für die Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden13 
(GEEG-RL) gewonnen wurden. Die konzertierte Aktion ist ein Forum, das die 
Durchführungsorgane von 29 Ländern vereint und unter der Aufsicht des Ausschusses für die 
Durchführung der GEEG-RL (Energy Demand Management Committee) steht. Ihr Zweck ist 
der Austausch bester Verfahren bei der Umsetzung der Richtlinie. Im Rahmen der 
konzertierten Aktion wurden von den nationalen Durchführungsstellen zwei ausführliche 
Fragebögen zu nationalen Studien und Konzepten für die Festlegung kostenoptimaler 
Anforderungen ausgefüllt. 

Eine im Rahmen der konzertierten Aktion eingerichtete zeitweilige Arbeitsgruppe 
veranstaltete zu diesem Thema im September 2010 und April 2011 Sitzungen. Ein Vertreter 
der konzertierten Aktion berichtete auf der zweiten Sitzung der Sachverständigen am 6. Mai 
2011 über die wichtigsten Schlussfolgerungen der Arbeiten der Arbeitsgruppe. Die 
Arbeitsgruppe konzentrierte sich auf schwierige Aspekte der Umsetzung im Umfeld der 
Erstellung von Referenzgebäuden für den Wohnungsbestand, auf die Ableitung der 
kostenoptimalen Niveaus aus den Berechnungen und auf die Ermittlung von Kosten und 
Preisen. Sie betonte die Notwendigkeit eines einfachen Ansatzes zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt, der nicht zu viele Parameter harmonisiert und auch nicht zu viel Berichterstattung 
erfordert. Ferner hat sie eine Überprüfung empfohlen, sobald mehr Erkenntnisse vorliegen. 
Die Kommission stellte klar, dass eine Änderung des delegierten Rechtsakts in den nächsten 
Jahren keine praktikable Option ist, wies jedoch darauf hin, dass der begleitende 
unverbindliche Leitfaden für Aktualisierungen genutzt werden könnte. 

Die Präsentation der konzertierten Aktion auf der Sachverständigensitzung vom 6. Mai 2011 
(auf der Grundlage eines von 20 nationalen Verwaltungen ausgefüllten Fragebogens) ergab, 
dass elf Mitgliedstaaten kostenoptimale Niveaus auf der Mikroebene berechnen, drei auf der 
Makroebene und vier aus beiden Perspektiven. Derzeit arbeiten acht Mitgliedstaaten nicht mit 
Referenzgebäuden, während neun dies tun. Neun Länder berechnen den 
Primärenergieverbrauch, drei Länder die bereitgestellte Energie und acht Länder andere 
Parameter. Die Hälfte der Mitgliedstaaten führt bereits eine Sensitivitätsanalyse durch. Die 
Hälfte der Mitgliedstaaten ist der Auffassung, dass die auf erneuerbaren Energiequellen 
beruhenden Maßnahmen in die Kostenoptimalitätsberechnung einfließen sollten. Klimadaten 
stellen kein Problem dar und sind in den Mitgliedstaaten verfügbar. Die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten stützt sich bei ihren Kostenberechnungen nicht (vollständig) auf die Norm 
EN 15459. 

                                                 
13 http://www.epbd-ca.org/. 
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2.4. Andere Sitzungen und wissenschaftliche Unterstützung 

Die Initiative wurde bei zahlreichen Gelegenheiten auf Sitzungen mit den Beteiligten im 
Laufe des Jahres 2010 und im ersten Halbjahr 2011 erörtert. Dies umfasste auch den 
Austausch mit Sachverständigen der Europäischen Investitionsbank, der Internationalen 
Energieagentur und der Weltbank.  

Die Generaldirektion Energie der Kommission (GD ENER) wurde vom Institut für Energie 
und Verkehr der Gemeinsamen Forschungsstelle in Ispra unterstützt. Externe Studien und 
Berichte des Europäischen Rates für eine energieeffiziente Wirtschaft14, Ecofys15 und des 
Buildings Performance Institute Europe (BPIE)16, in den USA in Florida17 und auf 
Bundesebene18 angewandte Kosteneffizienzkonzepte sowie bestehende Projekte im Rahmen 
von „Intelligente Energie — Europa“ (IEE), darunter ASIEPI19, EPA-NR20 und TABULA21 
wurden berücksichtigt.  

3. RECHTLICHE ASPEKTE DES VORSCHLAGS 

Der delegierte Rechtsakt ergänzt die Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden (Neufassung), insbesondere jene Bestimmungen der Richtlinie, wonach die 
Mitgliedstaaten Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden im 
Hinblick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus festsetzen müssen. 

Diese Verordnung ist begleitet von einem unverbindlichen Leitfaden, der den Mitgliedstaaten 
zur Berücksichtigung empfohlen wird, da darin die die Anwendung des Rahmens für die 
Methode erklärt wird.  

• Subsidiaritätsprinzip 

Der vorgeschlagene Rahmen für die Vergleichsmethode lässt den Mitgliedstaaten einen 
großen Ermessensspielraum, beispielsweise bei der Berechnung von 
Energieeffizienzanforderungen, wo die nationalen Verfahren beibehalten werden, sofern sie 
mit Anhang I und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2010/31/EU in Einklang stehen. Analog 
dazu enthält der Vorschlag auch für die Ermittlung von Referenzgebäuden nur begrenzte 
Anforderungen und Leitlinien.  

Der Vorschlag legt folgende Input-Daten fest:  

• Berechungszeitraum; 

                                                 
14 http://www.eceee.org/buildings/cost_optimality. 
15 How deep to go: Remarks on how to find the cost-optimal level for building renovation. Ecofys 2009. 
16 http://dl.dropbox.com/u/4399528/BPIE/BPIE_costoptimality_publication2010.pdf. 
17 Energy Efficiency Cost-Effectiveness Tests for Residential Code Update Processes FSEC-CR-1794-09, 

Florida Solar Energy Center. Final Report 2009. 
18 Life Cycle Costing Manual for the Federal Energy management Programme. US Department of 

Commerce. Handbuch 135 unter: http://www.nist.gov/customcf/get_pdf.cfm?pub_id=907459 sowie 
dessen jährliche Ergänzung 2010: http://www1.eere.energy.gov/femp/pdfs/ashb10.pdf. 

19 www.asiepi.eu. 
20 http://www.epa-nr.org/. 
21 +http://www.building-typology.eu/tabula.html. 
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• Ausgangsjahr für die Berechnungen; 

• Kostenkategorien. 

Dem Vorschlag zufolge ist die Kostenoptimalität sowohl auf makroökonomischer Ebene 
(ausschließlich Steuern und Subventionen, aber einschließlich der Kosten von CO2-
Emissionen) als auch auf finanzieller Ebene (unter Berücksichtigung der vom Endverbraucher 
gezahlten Preise einschließlich anfallender Steuern und Abgaben sowie – falls praktikabel – 
Subventionen, jedoch ohne Zusatzkosten für die Verringerung der Treibhausgasemissionen) 
zu berechnen, wobei die endgültige Entscheidung darüber, welche dieser Berechnungen die 
nationale Benchmark zur Festlegung der kostenoptimalen Anforderungen gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie 2010/31/EU wird, bei den Mitgliedstaaten verbleibt. 

Darüber hinaus bietet der Vorschlag Informationen über die Preisentwicklungen bei Erdöl, 
Erdgas, Kohle und Strom. 

Die Mitgliedstaaten ergänzen den Rahmen für die Methode durch: 

• Bestimmung der geschätzten wirtschaftlichen Lebensdauer von Gebäuden und 
Gebäudekomponenten; 

• Wahl der Abzinsungssätze;  

• Erhebung von Daten in Bezug auf Energiepreise, Kosten von Produkten und 
Systemen, Unterhaltskosten, Betriebskosten und Arbeitskosten; 

• Bestimmung der Preisentwicklungen für Energieträger und Festlegung von 
Primärenergiefaktoren;  

• Durchführung einer Sensitivitätsanalyse für die wichtigsten Input-Parameter: 
Energiepreisentwicklungen und Abzinsungssätze für verschiedene Standpunkte (d. h. 
sowohl eine breiter angelegte politische Sichtweise als auch demgegenüber die 
typischerweise von einem Investor eingenommene finanzielle Perspektive). 

Gemäß Anhang III der Richtlinie 2010/31/EU wird dieser delegierte Rechtsakt über einen 
methodischen Rahmen von Leitlinien begleitet, in denen beschrieben wird, wie der Rahmen 
für die Berechnung kostenoptimaler Niveaus anzuwenden ist. Im Gegensatz zum delegierten 
Rechtsakt sind die begleitenden Leitlinien unverbindlich. 

• Rechtsgrundlage 

Die vorgeschlagene Verordnung ist ein delegierter Rechtsakt nach Artikel 5 der Richtlinie 
2010/31/EU, der auf Artikel 194 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beruht. 

• Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Die Maßnahme geht entsprechend dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht über das zum 
Erreichen des angestrebten Ziels notwendige Maß hinaus. Sie bietet einen Rahmen für die 
Methode zur Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. Damit können die Mitgliedstaaten feststellen, ob ihre 
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bestehenden Anforderungen unter den optimalen Niveaus liegen, ob also bei jeder 
Anwendung dieser Anforderungen finanzielle Erträge verloren gehen, die durch 
Energieeinsparungen zu erzielen wären.  

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Der Vorschlag hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf den Gemeinschaftshaushalt. 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz, die auch für die Gebäude der 
Gemeinschaften galten, bestanden bereits vor der mit diesem delegierten Rechtsakt 
erfolgenden Einführung der Bestimmung, dass diese Anforderungen auf kostenoptimalen 
Niveaus festgelegt werden sollten. Selbst wenn die Anwendung von Kostenoptimalität 
strengere Anforderungen an Gebäude und Gebäudekomponenten in einem Mitgliedstaat 
implizieren sollte, gewährleisten die zugrunde liegenden Grundsätze der Kostenoptimalität, 
dass die über die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer kostengünstigste Lösung gewählt 
wird und über die Lebensdauer betrachtet die Vorteile die Kosten überwiegen.  
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. .../.. DER KOMMISSION 

vom 16.1.2012 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung) durch die Schaffung eines 

Rahmens für eine Vergleichsmethode zur Berechnung kostenoptimaler Niveaus von 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und 

Gebäudekomponenten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung)22, insbesondere 
auf Artikel 5 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach der Richtlinie 2010/31/EU hat die Kommission mittels eines delegierten 
Rechtsakts einen Rahmen für eine Vergleichsmethode zur Berechnung 
kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden und Gebäudekomponenten zu erstellen. 

(2) Die Festlegung von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden und Gebäudekomponenten obliegt den Mitgliedstaaten. Die Anforderungen 
sind mit Blick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus festzulegen. Die 
Entscheidung darüber, ob die als Endergebnis der Kostenoptimalitätsberechnungen 
genutzte nationale Benchmark aus einer makroökonomischen Perspektive (unter 
Betrachtung der gesamtgesellschaftlichen Kosten und Nutzen von 
Energieeffizienzinvestitionen) oder nach rein finanziellen Gesichtspunkten (d. h. unter 
ausschließlicher Betrachtung der Investition) errechnet wird, liegt im Ermessen der 
Mitgliedstaaten. Die nationalen Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
sollten nicht mehr als 15 % unter den kostenoptimalen Ergebnissen der als nationale 
Benchmark verwendeten Berechnungen liegen. Das kostenoptimale Niveau muss in 
dem Bereich der Gesamtenergieeffizienzniveaus liegen, in dem die Kosten-Nutzen-
Analyse über die Lebensdauer positiv ausfällt.  

                                                 
22 ABl. L 153 vom 18.6.2010, S. 13. 
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(3) Die Richtlinie 2010/31/EU fördert die Verringerung des Energieverbrauchs in der 
gebauten Umwelt, betont aber auch, dass der Gebäudesektor eine wichtige Quelle von 
Kohlendioxidemissionen ist. 

(4) Die Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte23 sieht die 
Festlegung von Mindestanforderungen an solche Produkte vor. Bei der Festsetzung 
der nationalen Anforderungen für gebäudetechnische Systeme müssen die 
Mitgliedstaaten den gemäß dieser Richtlinie getroffenen Umsetzungsmaßnahmen 
Rechnung tragen. Die Energieeffizienz der Bauprodukte, die für die Berechnungen im 
Rahmen dieser Verordnung verwendet werden sollen, sollten im Einklang mit den 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die 
Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des 
Rates ermittelt werden. 

(5) Das Ziel kosteneffizienter oder kostenoptimaler Energieeffizienzniveaus kann unter 
bestimmten Umständen rechtfertigen, dass die Mitgliedstaaten kosteneffiziente oder 
kostenoptimale Anforderungen an Gebäudekomponenten festlegen, die in der Praxis 
bestimmte architektonische und technische Optionen behindern und die Nutzung 
energieverbrauchsrelevanter Produkte mit höherer Energieeffizienz fördern würden.  

(6) Die Schritte, die der Rahmen für eine Vergleichsmethode vorsieht, sind in Anhang III 
der Richtlinie 2010/31/EU aufgeführt; sie umfassen die Festlegung von 
Referenzgebäuden, die Definition der auf diese Referenzgebäude anzuwendenden 
Energieeffizienzmaßnahmen, die Einschätzung des entsprechenden 
Primärenergiebedarfs und die Berechnung der Kosten (d. h. des Kapitalwerts) dieser 
Maßnahmen. 

(7) Der gemeinsame Rahmen für die Berechnung der Energieeffizienz gemäß Anhang I 
der Richtlinie 2010/31/EU gilt auch für sämtliche Schritte des Rahmens für die 
Kostenoptimalitätsmethode, insbesondere für den Schritt der Berechnung der 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten.  

(8) Zur Anpassung des Rahmens für eine Vergleichsmethode an die nationalen 
Gegebenheiten sollten die Mitgliedstaaten die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer 
eines Gebäudes und/oder einer Gebäudekomponente, die angemessenen Kosten für 
Energieträger, Produkte, Systeme und Wartung, Betriebs- und Arbeitskosten, Faktoren 
für die Primärenergieumwandlung sowie die diesbezüglich anzunehmenden 
Energiepreisentwicklungen bei den in ihrem nationalen Kontext in Gebäuden 
genutzten Brennstoffen unter Berücksichtigung der von der Kommission 
bereitgestellten Informationen ermitteln. Nach Vornahme einer Sensitivitätsanalyse für 
mindestens zwei Zinssätze für jede Berechnung sollten die Mitgliedstaaten auch den 
Abzinsungssatz festlegen, der bei den Berechnungen aus makroökonomischer und 
finanzieller Perspektive zu verwenden ist.  

                                                 
23 ABl. L 285 vom 31.10.2009, S. 10. 
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(9) Um bei der Anwendung des Rahmens für eine Vergleichsmethode durch die 
Mitgliedstaaten einen gemeinsamen Ansatz sicherzustellen, ist es zweckmäßig, dass 
die Kommission die wichtigsten zur Berechnung des Kapitalwerts notwendigen 
Rahmenbedingungen festlegt, wie z. B. das Ausgangsjahr für Berechnungen, die zu 
berücksichtigenden Kostenkategorien und den anzuwendenden Berechnungszeitraum.  

(10) Die Festlegung eines gemeinsamen Berechnungszeitraums steht nicht im Widerspruch 
zum Recht der Mitgliedstaaten, die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer von 
Gebäuden und/oder Gebäudekomponenten zu bestimmen, da letztere sowohl länger als 
auch kürzer als der festgelegte Berechnungszeitraum sein könnte. Die geschätzte 
wirtschaftliche Lebensdauer eines Gebäudes oder einer Gebäudekomponente hat nur 
begrenzten Einfluss auf den Berechnungszeitraum, da letzterer eher durch den 
Renovierungszyklus eines Gebäudes bestimmt wird, d. h. den Zeitraum, nach dem an 
einem Gebäude größere Renovierungsarbeiten vorgenommen werden.  

(11) Kostenberechnungen und Projektionen mit vielen Annahmen und Unsicherheiten, u. a. 
auch in Bezug auf die Energiepreisentwicklungen, werden in der Regel von einer 
Sensitivitätsanalyse zur Bewertung der Zuverlässigkeit der wichtigsten Input-
Parameter begleitet. Für die Zwecke der Kostenoptimalitätsberechnungen sollte die 
Sensitivitätsanalyse zumindest die Energiepreisentwicklungen und den 
anzuwendenden Abzinsungssatz erfassen; idealerweise sollte die Sensitivitätsanalyse 
auch künftige Preisentwicklungen bei Technologien als Input für die Überprüfung der 
Berechnungen einbeziehen. 

(12) Der Rahmen für eine Vergleichsmethode sollte es den Mitgliedstaaten ermöglichen, 
die Ergebnisse der Kostenoptimalitätsberechnung mit den geltenden 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz zu vergleichen und anhand des 
Ergebnisses des Vergleichs sicherzustellen, dass Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz mit Blick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus 
festgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollten ferner die Festlegung von 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz auf kostenoptimalem Niveau für 
diejenigen Gebäudekategorien prüfen, für die bislang keine Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz bestehen. 

(13) Die Kostenoptimalitätsmethode ist technologisch neutral und bevorzugt keine 
technische Lösung gegenüber anderen. Sie sorgt für einen Wettbewerb der 
Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten über die geschätzte Lebensdauer eines 
Gebäudes oder einer Gebäudekomponente.  

(14) Die Ergebnisse der Berechnungen sowie die verwendeten Input-Daten und Annahmen 
sind der Kommission gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2010/31/EU 
mitzuteilen. Diese Mitteilungen sollten es der Kommission ermöglichen, die von den 
Mitgliedstaaten beim Erreichen kostenoptimaler Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz erzielten Fortschritte zu beurteilen und darüber Bericht zu 
erstatten.  

(15) Zur Begrenzung des Verwaltungsaufwands der Mitgliedstaaten sollten diese die 
Anzahl der Berechnungen verringern können, indem Referenzgebäude erstellt werden, 
die für mehr als eine Gebäudekategorie repräsentativ sind, ohne dass die Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten zur Festlegung von Mindestanforderungen an die 
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Gesamtenergieeffizienz für bestimmte Gebäudekategorien gemäß der Richtlinie 
2010/31/EU beeinträchtigt wird –  

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 
Gegenstand und Geltungsbereich 

Mit dieser Verordnung wird gemäß Artikel 5, Anhang I und Anhang III der Richtlinie 
2010/31/EU ein Rahmen für eine Vergleichsmethode erstellt, der von den Mitgliedstaaten zur 
Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz von neuen und bestehenden Gebäuden und Gebäudekomponenten zu 
verwenden ist.  

Der Rahmen für die Methode gibt Regeln dafür vor, wie Energieeffizienzmaßnahmen, 
Maßnahmen, die die Nutzung erneuerbarer Energiequellen einschließen, sowie Bündel und 
Varianten dieser Maßnahmen auf der Grundlage der Primärenergieeffizienz und der für ihre 
Durchführung veranschlagten Kosten zu vergleichen sind. Er legt außerdem fest, wie diese 
Regeln auf ausgewählte Referenzgebäude anzuwenden sind, um die kostenoptimalen Niveaus 
von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz zu ermitteln. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich zu den Begriffsbestimmungen in Artikel 2 der Richtlinie 2010/31/EU gelten 
folgende Begriffsbestimmungen, wobei für die Berechnung auf makroökonomischer Ebene 
anfallende Steuern und Abgaben auszuschließen sind:  

(1) ‚Gesamtkosten’ bezeichnet die Summe des Kapitalwerts der 
Anfangsinvestitionskosten, der laufenden Kosten und Wiederbeschaffungskosten (in 
Bezug auf das Ausgangsjahr) sowie ggf. Entsorgungskosten. Für die Berechnung auf 
makroökonomischer Ebene wird eine zusätzliche Kostenkategorie eingeführt, die 
Kosten von Treibhausgasemissionen; 

(2) ‚Anfangsinvestitionskosten’ bezeichnet die Gesamtheit der Kosten, die bis zu dem 
Zeitpunkt anfallen, an dem das Gebäude oder die Gebäudekomponente in 
nutzungsbereitem Zustand dem Kunden übergeben wird. Diese Kosten beinhalten 
Planung, Erwerb von Gebäudekomponenten, Anschluss an Versorger, Installation 
und Inbetriebnahme;  

(3) ‚Energiekosten’ bezeichnet die jährlichen Kosten sowie festen und Spitzenabgaben 
für Energie einschließlich nationaler Steuern; 

(4) ‚Betriebskosten’ bezeichnet alle Kosten im Zusammenhang mit dem Betrieb des 
Gebäudes einschließlich der jährlichen Kosten für Versicherung, Gebühren 
öffentlicher Versorgungseinrichtungen sowie sonstige feste Abgaben und Steuern;  

(5) ‚Instandhaltungskosten’ bezeichnet die jährlichen Kosten für Maßnahmen zur 
Bewahrung und Wiederherstellung der gewünschten Qualität des Gebäudes oder der 
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Gebäudekomponente. Dies beinhaltet die jährlichen Kosten für Inspektion, 
Reinigung, Anpassungen, Reparaturen sowie Verschleißteile;  

(6) ‚laufende Kosten’ bezeichnet die jährlichen Instandhaltungskosten, Betriebskosten 
und Energiekosten;  

(7) ‚Entsorgungskosten’ bezeichnet die Kosten für den Abbau eines Gebäudes oder einer 
Gebäudekomponente am Ende der Lebensdauer; dies umfasst den Abbau, die 
Demontage von Gebäudekomponenten, die noch nicht das Ende ihrer Lebensdauer 
erreicht haben, Verbringung und Recycling;  

(8) ‚jährliche Kosten’ bezeichnet die Summe der in einem bestimmten Jahr gezahlten 
laufenden und periodischen Kosten oder Wiederbeschaffungskosten; 

(9) ‚Wiederbeschaffungskosten’ bezeichnet eine Ersatzinvestition für eine 
Gebäudekomponente gemäß der geschätzten wirtschaftlichen Lebensdauer während 
des Berechnungszeitraums; 

(10) ‚Kosten von Treibhausgasemissionen’ bezeichnet den monetären Wert der durch 
CO2-Emissionen aufgrund des Energieverbrauchs in Gebäuden verursachten 
Umweltschäden;  

(11) ‚Referenzgebäude’ bezeichnet ein hypothetisches oder reales Bezugsgebäude, das die 
Gebäudegeometrie und -systeme, die Energieeffizienz von Gebäudehülle und 
-systemen sowie die Funktionalität und Kostenstruktur im jeweiligen Mitgliedstaat in 
typischer Weise verkörpert und für die klimatischen Bedingungen und die 
geografische Lage repräsentativ ist; 

(12) ‚Abzinsungssatz’ bezeichnet einen festen Wert für den Vergleich des realen 
Geldwerts zu unterschiedlichen Zeitpunkten; 

(13) ‚Abzinsungsfaktor’ bezeichnet einen Multiplikationsfaktor zur Umrechnung eines zu 
einem bestimmten Zeitpunkt erfolgenden Liquiditätsflusses auf seinen 
entsprechenden Wert am Ausgangspunkt. Er wird vom Abzinsungssatz abgeleitet; 

(14) ‚Ausgangsjahr’ ist das Jahr, auf dem jegliche Berechnung beruht und das zur 
Ermittlung des Berechnungszeitraums dient; 

(15) ‚Berechnungszeitraum’ ist der in der Regel in Jahren ausgedrückte Zeitraum, der für 
die Berechnung berücksichtigt wird; 

(16) ‚Restwert eines Gebäudes’ bezeichnet die Summe der Restwerte des Gebäudes und 
der Gebäudekomponenten am Ende des Berechnungszeitraums; 

(17) ‚Preisentwicklung’ bezeichnet die zeitliche Entwicklung der Preise für Energie, 
Produkte, Gebäudesysteme, Dienste, Personal, Instandhaltung sowie sonstiger 
Kosten; sie kann von der Inflationsrate abweichen; 

(18) ‚Energieeffizienzmaßnahme’ bezeichnet eine an einem Gebäude vorgenommene 
Änderung, die zur Verringerung des Primärenergiebedarfs desselben führt;  
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(19) ‚Maßnahmenbündel’ bezeichnet eine Reihe von Energieeffizienzmaßnahmen oder 
Maßnahmen auf der Grundlage erneuerbarer Energiequellen, die auf ein 
Referenzgebäude angewandt werden; 

(20) ‚Variante’ bezeichnet das Gesamtergebnis und die Beschreibung einer vollständigen 
Reihe von auf ein Gebäude angewandten Maßnahmen/Maßnahmenbündeln, die aus 
einer Kombination von Maßnahmen in Bezug auf die Gebäudehülle, 
Passivtechniken, Maßnahmen in Bezug auf Gebäudesysteme und/oder Maßnahmen 
auf der Grundlage erneuerbarer Energiequellen bestehen kann; 

(21) ‚Unterkategorien von Gebäuden’ bezeichnet Kategorien von Gebäudetypen, die in 
Bezug auf Größe, Alter, Baumaterial, Nutzungsmuster, Klimazone oder sonstige 
Kriterien stärker differenziert sind als die in Anhang I Nummer 5 der Richtlinie 
2010/31/EU aufgestellten Gebäudekategorien. Referenzgebäude werden in der Regel 
für solche Unterkategorien erstellt;  

(22) ‚bereitgestellte Energie’ bezeichnet die Energie, angegeben je Energieträger, die 
durch die Systemgrenze hindurch an die gebäudetechnischen Systeme geliefert wird, 
um den berücksichtigten Verwendungszwecken zu genügen (Heizung, Kühlung, 
Lüftung, Brauchwarmwasserbereitung, Beleuchtung, Geräte usw.) oder Strom zu 
erzeugen; 

(23) ‚zum Heizen und Kühlen benötigte Energie’ bedeutet Wärme, die einem 
klimatisierten Raum zugeführt oder entzogen wird, um während eines bestimmten 
Zeitraums die gewünschte Temperatur aufrechtzuerhalten; 

(24) ‚exportierte Energie’ bezeichnet Energie, angegeben je Energieträger, die durch die 
gebäudetechnischen Systeme durch die Systemgrenze hindurch abgegeben und 
außerhalb der Systemgrenze verbraucht wird; 

(25) ‚klimatisierter Raum’ bezeichnet einen Raum, in dem einige Umgebungsparameter 
wie Temperatur, Feuchtigkeit usw. durch technische Mittel wie z. B. Heizung und 
Kühlung geregelt sind;  

(26) ‚Energie aus erneuerbaren Quellen’ bezeichnet Energie aus erneuerbaren, 
nichtfossilen Energiequellen, das heißt Wind, Sonne, aerothermische, geothermische 
und hydrothermische Energie, Meeresenergie, Wasserkraft, Biomasse, Deponiegas, 
Klärgas und Biogas. 

Artikel 3 
Rahmen für eine Vergleichsmethode 

1. Bei der Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten wenden die 
Mitgliedstaaten den in Anhang I dieser Verordnung festgelegten Rahmen für eine 
Vergleichsmethode an. Der Rahmen schreibt die Berechnung kostenoptimaler 
Niveaus aus makroökonomischer und finanzieller Perspektive vor, überlässt jedoch 
den Mitgliedstaaten die Entscheidung darüber, welche dieser Berechnungen die 
nationale Benchmark wird, anhand deren die nationalen Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz beurteilt werden.  
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2. Bei den Berechnungen gehen die Mitgliedstaaten wie folgt vor: 

(a) Als Ausgangsjahr für die Berechnung wird das Jahr herangezogen, in dem die 
Berechnung vorgenommen wird.  

(b) Es wird die in Anhang I dieser Verordnung aufgeführte Berechnungsmethode 
angewandt. 

(c) Es werden die in Anhang I dieser Verordnung aufgeführten Kostenkategorien 
angewandt. 

(d) Für die Kosten von CO2-Emissionen werden die projizierten CO2-Preise des 
EHS gemäß Anhang II als Mindest-Untergrenze verwendet. 

3. Die Mitgliedstaaten ergänzen den Rahmen für eine Vergleichsmethode, indem sie für 
die Zwecke der Berechnungen Folgendes ermitteln: 

(a) die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer eines Gebäudes und/oder einer 
Gebäudekomponente; 

(b) den Abzinsungssatz; 

(c) die Kosten für Energieträger, Produkte, Systeme, Unterhaltskosten, 
Betriebskosten und Arbeitskosten; 

(d) die Primärenergiefaktoren; 

(e) die Energiepreisentwicklungen, die für alle Energieträger unter 
Berücksichtigung der Angaben in Anhang II dieser Verordnung anzunehmen 
sind.  

4. Die Mitgliedstaaten bemühen sich um die Berechnung und Anwendung 
kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
in Bezug auf die Gebäudekategorien, für die bisher keine spezifischen 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz bestehen. 

5. Um die Sensitivität der Berechnungsergebnisse gegenüber Veränderungen der 
angewandten Parameter zu ermitteln, nehmen die Mitgliedstaaten eine Analyse vor, 
die sich zumindest auf die Auswirkungen unterschiedlicher Entwicklungen der 
Energiepreise und der Abzinsungssätze für die Berechnungen aus 
makroökonomischer und finanzieller Perspektive sowie idealerweise auch auf andere 
Parameter mit voraussichtlich erheblichen Auswirkungen auf die 
Berechnungsergebnisse, wie z. B. die Entwicklung der Preise für andere 
Kostenfaktoren als Energie, erstreckt.  

Artikel 4 
Vergleich der berechneten kostenoptimalen Niveaus mit den aktuellen 

Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz  

1. Nach der Berechnung der kostenoptimalen Anforderungsniveaus aus 
makroökonomischer und aus finanzieller Perspektive entscheiden die 
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Mitgliedstaaten, welche Berechnung die nationale Benchmark wird und teilen ihre 
Entscheidung im Rahmen der Berichterstattung nach Artikel 6 der Kommission mit.  

 Die Mitgliedstaaten vergleichen die Ergebnisse der als nationale Benchmark 
ausgewählten Berechnung nach Artikel 3 mit den für die betreffende 
Gebäudekategorie derzeit geltenden Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz. 

Die Mitgliedstaaten stellen anhand des Ergebnisses dieses Vergleichs sicher, dass 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz mit Blick auf das Erreichen 
kostenoptimaler Niveaus gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2010/31/EU 
festgelegt werden. Den Mitgliedstaaten wird nachdrücklich empfohlen, steuerliche 
und finanzielle Anreize mit der Einhaltung des Ergebnisses der 
Kostenoptimalitätsberechnung des gleichen Referenzgebäudes zu verknüpfen.  

2. Hat ein Mitgliedstaat Referenzgebäude derart definiert, dass das Ergebnis der 
Kostenoptimalitätsberechnung auf mehrere Gebäudekategorien anwendbar ist, so 
kann er dieses Ergebnis nutzen, um sicherzustellen, dass Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz mit Blick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus für 
alle relevanten Gebäudekategorien festgelegt werden. 

Artikel 5 
Überprüfung der Kostenoptimalitätsberechnungen 

1. Die Mitgliedstaaten überprüfen ihre Kostenoptimalitätsberechnungen rechtzeitig vor 
der Überprüfung ihrer Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2010/31/EU. Dazu sind insbesondere die 
Preisentwicklungen bei den kostenbezogenen Input-Daten zu überprüfen und 
erforderlichenfalls zu aktualisieren.  

2. Die Ergebnisse dieser Überprüfung werden der Kommission in dem Bericht gemäß 
Artikel 6 dieser Verordnung übermittelt. 

Artikel 6 
Berichterstattung 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission sämtliche für die Berechnungen 
verwendeten Input-Daten und Annahmen sowie die Ergebnisse dieser Berechnungen 
mit. Der entsprechende Bericht enthält die angewandten Primärenergie-
Umrechnungsfaktoren, die Ergebnisse der Berechnungen auf makroökonomischer 
und finanzieller Ebene, die Sensitivitätsanalyse gemäß Artikel 3 Absatz 5 dieser 
Verordnung und die angenommenen Energie- und CO2-Preisentwicklungen. 

2. Falls das Ergebnis des Vergleichs nach Artikel 4 dieser Verordnung zeigt, dass die 
geltenden Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz erheblich weniger 
energieeffizient sind als kostenoptimale Niveaus von Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz, so muss der Bericht – soweit möglich – eine Begründung 
für diese Diskrepanz enthalten. Soweit die Diskrepanz nicht begründet werden kann, 
ist dem Bericht ein Plan beizulegen, in dem angemessene Schritte aufgezeigt werden, 
mit denen diese bis zur nächsten Überprüfung auf ein unerhebliches Maß verringert 
werden kann. In diesem Zusammenhang wird das erheblich weniger 
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energieeffiziente Niveau der geltenden Mindestanforderungen an die 
Gesamtenergieeffizienz berechnet als Differenz zwischen dem Durchschnitt aller 
geltenden Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz und dem 
Durchschnitt aller kostenoptimalen Niveaus der Berechnung, die als nationale 
Benchmark aller genutzten Referenzgebäude und Gebäudetypen verwendet wird.  

3. Die Mitgliedstaaten können das in Anhang III dieser Verordnung vorgegebene 
Berichtsmuster verwenden. 

Artikel 7 
Inkrafttreten und Gültigkeit 

1. Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

2. Sie gilt ab 9. Januar 2013 für von Behörden genutzte Gebäude und ab 9. Juli 2013 für 
andere Gebäude; hiervon ausgenommen ist Artikel 6 Absatz 1 dieser Verordnung, 
der im Einklang mit Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2010/31/EU 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden am 30. Juni 2012 in Kraft tritt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 16.1.2012 

 Für die Kommission 
 Der Präsident 
 José Manuel BARROSO 



 

DE 23   DE 

ANHANG I 
Rahmen für die Kostenoptimalitätsmethode 

1. ERSTELLUNG VON REFERENZGEBÄUDEN 

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen Referenzgebäude für die nachstehenden 
Gebäudekategorien:  

1) Einfamilienhäuser; 

2) Appartementhäuser und Mehrfamilienhäuser; 

3) Bürogebäude.  

(2) Neben Referenzgebäuden für Bürogebäude erstellen die Mitgliedstaaten 
Referenzgebäude für die in Anhang I Nummer 5 Buchstaben d bis i der Richtlinie 
2010/31/EU genannten anderen Kategorien von Nichtwohngebäuden, für die 
spezifische Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz bestehen. 

(3) Kann ein Mitgliedstaat in dem Bericht nach Artikel 6 dieser Verordnung nachweisen, 
dass ein erstelltes Referenzgebäude für mehr als eine Gebäudekategorie gelten kann, 
so kann er die Anzahl der verwendeten Referenzgebäude und damit die Anzahl der 
Berechnungen verringern. Die Mitgliedstaaten begründen diese Vorgehensweise 
anhand einer Analyse, die belegt, dass ein Referenzgebäude, das für mehrere 
Gebäudekategorien verwendet wird, für den Gebäudebestand aller erfassten 
Kategorien repräsentativ ist.  

(4) Für jede Gebäudekategorie werden mindestens ein Referenzgebäude für neue 
Gebäude und mindestens zwei für bestehende Gebäude, die einer größeren 
Renovierung unterzogen werden, erstellt. Referenzgebäude können auf der 
Grundlage von Gebäudeunterkategorien (differenziert z. B. nach Größe, Alter, 
Kostenstruktur, Baumaterial, Nutzungsmuster oder Klimazone) erstellt werden, die 
den charakteristischen Merkmalen des nationalen Gebäudebestands Rechnung 
tragen. Referenzgebäude und ihre charakteristischen Merkmale müssen der Struktur 
der aktuellen oder geplanten Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
entsprechen.  

(5) Zur Übermittlung der bei der Erstellung der Referenzgebäude berücksichtigten 
Parameter können die Mitgliedstaaten das in Anhang III vorgegebene Berichtsmuster 
verwenden. Der der Erstellung der Referenzgebäude zugrunde gelegte Datensatz zum 
nationalen Gebäudebestand sollte der Kommission im Rahmen der Berichterstattung 
nach Artikel 6 mitgeteilt werden. Insbesondere die Wahl der Merkmale, die als 
Grundlage für die Erstellung von Referenzgebäuden dienen, ist zu begründen.  

(6) Für bestehende Gebäude (Wohngebäude und Nichtwohngebäude) wenden die 
Mitgliedstaaten zumindest eine Maßnahme/ein Maßnahmenbündel/eine Variante an, 
das bzw. die eine zur Instandhaltung des Gebäudes/Gebäudeteils (ohne zusätzliche, 
über die rechtlichen Anforderungen hinausgehende Energieeffizienzmaßnahmen) 
notwendige Standardrenovierung repräsentiert.  
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(7) Für neue Gebäude (Wohngebäude und Nichtwohngebäude) stellen die derzeit 
geltenden Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz die zu erfüllende 
grundlegende Anforderung dar.  

(8) Die Mitgliedstaaten berechnen auch für die Mindesteffizienzanforderungen an 
Gebäudekomponenten, die in bestehende Gebäuden eingebaut sind, die 
kostenoptimalen Niveaus oder leiten diese aus den auf Gebäudeebene 
vorgenommenen Berechnungen her. Bei der Festlegung von Anforderungen für 
Gebäudekomponenten, die in bestehende Gebäude eingebaut sind, sollten die 
kostenoptimalen Anforderungen die Interaktion dieser Gebäudekomponente mit dem 
gesamten Referenzgebäude und anderen Gebäudekomponenten so weit wie möglich 
berücksichtigen.  

(9) Die Mitgliedstaaten bemühen sich, kostenoptimale Anforderungen auf der Ebene der 
einzelnen gebäudetechnischen Systeme für bestehende Gebäude zu berechnen und 
festzulegen oder diese von den auf Gebäudeebene nicht nur für Heizung, Kühlung, 
Warmwasserbereitung, Klimatisierung und Lüftung (oder eine Kombination solcher 
Systeme), sondern auch für Beleuchtungssysteme für Nichtwohngebäude herzuleiten.  

2. ERMITTLUNG VON ENERGIEEFFIZIENZMASSNAHMEN, MASSNAHMEN AUF DER 
GRUNDLAGE ERNEUERBARER ENERGIEQUELLEN UND/ODER BÜNDELN UND 
VARIANTEN SOLCHER MASSNAHMEN FÜR JEDES REFERENZGEBÄUDE  

(1) Energieeffizienzmaßnahmen sowohl für neue als auch für bestehende Gebäude sind 
für alle in die Berechnung eingehenden Input-Parameter festzulegen, die sich direkt 
oder indirekt auf die Energieeffizienz des Gebäudes auswirken, darunter auch für 
hocheffiziente alternative Systeme wie dezentrale Energieversorgungssysteme und 
die anderen in Artikel 6 der Richtlinie 2010/31/EU aufgeführten Alternativen. 

(2) Maßnahmen können zu Bündeln oder Varianten zusammengefasst werden. Sind 
bestimmte Maßnahmen in einem gegebenen lokalen, wirtschaftlichen oder 
klimatischen Umfeld unzweckmäßig, so sollten die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer 
Berichterstattung nach Artikel 6 dieser Verordnung hierauf hinweisen.  

(3) Die Mitgliedstaaten ermitteln ferner Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten, bei 
denen erneuerbare Energiequellen sowohl für neue als auch für bestehende Gebäude 
verwendet werden. Im Zuge der Anwendung von Artikel 13 der 
Richtlinie 2009/28/EG auf nationaler Ebene festgelegte verbindliche Verpflichtungen 
sind als ein(e) in diesem Mitgliedstaat anzuwendende(s) 
Maßnahme/Maßnahmenbündel/Variante zu betrachten.  

(4) Für die Berechnung der kostenoptimalen Anforderungen ermittelte 
Energieeffizienzmaßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten müssen die zur Erfüllung 
der derzeit geltenden Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
notwendigen Maßnahmen umfassen. Gegebenenfalls müssen sie auch zur Erfüllung 
der Anforderungen nationaler Förderregelungen notwendige 
Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten umfassen. Die Mitgliedstaaten beziehen 
ferner für neue und nach Möglichkeit auch für bestehende Gebäude zur Erfüllung der 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Niedrigstenergiegebäuden 
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im Sinne von Artikel 9 der Richtlinie 2010/31/EU notwendige 
Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten ein.  

(5) Kann ein Mitgliedstaat durch Vorlage früherer Kostenanalysen im Rahmen der 
Berichterstattung nach Artikel 6 nachweisen, dass bestimmte Maßnahmen/ 
Maßnahmenbündel/Varianten bei Weitem nicht kostenoptimal sind, so können diese 
aus der Berechnung herausgenommen werden. Diese Maßnahmen/ 
Maßnahmenbündel/Varianten sollten jedoch bei der nächsten Überprüfung der 
Berechnungen überarbeitet werden.  

(6) Die ausgewählten Energieeffizienzmaßnahmen und Maßnahmen auf der Grundlage 
erneuerbarer Energiequellen sowie Maßnahmenbündel/Varianten müssen mit den in 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 aufgeführten und von den 
Mitgliedstaaten festgelegten grundlegenden Anforderungen für Bauwerke vereinbar 
sein. Außerdem müssen sie mit den Luftqualitäts- und Behaglichkeitsniveaus in 
Innenräumen gemäß der CEN-Norm 15251 zur Luftqualität in Innenräumen oder 
gleichwertigen nationalen Normen vereinbar sein. In Fällen, in denen Maßnahmen zu 
unterschiedlichen Behaglichkeitsniveaus führen, ist dies in den Berechnungen 
transparent zu machen. 

3. BERECHNUNG DES AUS DER ANWENDUNG SOLCHER MASSNAHMEN UND 
MASSNAHMENBÜNDEL AUF EIN REFERENZGEBÄUDE RESULTIERENDEN 
PRIMÄRENERGIEBEDARFS  

(1) Die Gesamtenergieeffizienz wird nach dem gemeinsamen allgemeinen Rahmen 
gemäß Anhang I der Richtlinie 2010/31/EU berechnet.  

(2) Die Mitgliedstaaten berechnen die Gesamtenergieeffizienz von 
Maßnahmen/Maßnahmenbündeln/Varianten, indem sie für die auf nationaler Ebene 
definierte Gebäudefläche zunächst den Energiebedarf für Heizung und Kühlung 
berechnen. Anschließend wird die bereitgestellte Energie für die Raumheizung, 
-kühlung und -lüftung sowie für die Brauchwarmwasserbereitung und die 
Beleuchtung berechnet.  

(2) An Ort und Stelle erzeugte Energie wird vom Primärenergiebedarf und der 
bereitgestellten Energie abgezogen.  

(3) Die Mitgliedstaaten berechnen den resultierenden Primärenergieverbrauch anhand 
von Primärenergie-Umrechnungsfaktoren, die auf nationaler Ebene festgelegt 
werden. Sie teilen der Kommission die Primärenergie-Umrechnungsfaktoren im 
Rahmen der Berichterstattung gemäß Artikel 6 dieser Verordnung mit. 

(4) Die Mitgliedstaaten verwenden 

a) entweder die bestehenden einschlägigen CEN-Normen zur Berechnung der 
Gesamtenergieeffizienz  

b) oder eine gleichwertige nationale Berechnungsmethode, sofern diese mit 
Artikel 2 Absatz 4 und Anhang I der Richtlinie 2010/31/EU im Einklang steht.  
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(5) Die Ergebnisse für die Gesamtenergieeffizienz werden für die Zwecke der 
Kostenoptimalitätsberechnung in Quadratmeter Nutzfläche eines Referenzgebäudes 
ausgedrückt und beziehen sich auf den Primärenergiebedarf.  

4. BERECHNUNG DER GESAMTKOSTEN ALS KAPITALWERT FÜR JEDES 
REFERENZGEBÄUDE 

4.1. Kostenkategorien 

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen und beschreiben die folgenden separaten 
Kostenkategorien, die zur Anwendung kommen:  

a) Anfangsinvestitionskosten.  

b) Laufende Kosten. Diese enthalten die Kosten für das regelmäßige Ersetzen 
von Gebäudekomponenten und können gegebenenfalls die Einnahmen aus 
erzeugter Energie einschließen, die die Mitgliedstaaten bei der Berechnung aus 
finanzieller Perspektive berücksichtigen können.  

c) Die Energiekosten spiegeln die Gesamtkosten für Energie wider und schließen 
Energiepreis, Kapazitäts- und Netztarife ein.  

d) Gegebenenfalls Entsorgungskosten.  

 Für die Berechnung auf makroökonomischer Ebene erstellen die 
Mitgliedstaaten zusätzlich folgende Kostenkategorie;  

e) Kosten von Treibhausgasemissionen. Diese spiegeln die quantifizierten, 
monetisierten und abgezinsten Betriebskosten in Bezug auf die während des 
Berechnungszeitraums aus den Treibhausgasemissionen in Tonnen CO2-
Äquivalent resultierende Menge an CO2 wider. 

4.2. Allgemeine Grundsätze für die Kostenberechnung  

(1) Bei Projektionen der Energiekostenentwicklungen können die Mitgliedstaaten sich 
auf die Prognosen zur Energiepreisentwicklung in Anhang II dieser Verordnung für 
Öl, Erdgas, Kohle und Strom stützen, ausgehend von den durchschnittlichen 
absoluten Energiepreisen (in Euro) für diese Energieträger im Jahr der Berechnung.  

Die Mitgliedstaaten erstellen daneben nationale Energiepreisentwicklungsprognosen 
für andere Energieträger, die in ihrem regionalen/lokalen Umfeld in erheblichem 
Umfang genutzt werden, und gegebenenfalls auch für Spitzenlasttarife. Sie teilen der 
Kommission die Preisentwicklungsprojektionen und die aktuellen Anteile der 
verschiedenen Energieträger an der Energienutzung im Gebäudesektor mit.  

(2) Die Auswirkungen der (erwarteten) künftigen Preisentwicklung für andere Kosten 
als Energiekosten, das Ersetzen von Gebäudekomponenten im Berechnungszeitraum 
und ggf. Entsorgungskosten können ebenfalls in die Kostenberechnung einfließen. 
Preisentwicklungen, auch durch Innovation und Anpassung der Technologien, sind 
bei der Überprüfung und Aktualisierung der Berechnungen zu berücksichtigen. 
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(3) Die Kostendaten für die Kostenkategorien a) bis d) müssen marktgestützt und in 
Bezug auf Ort und Zeit kohärent sein. Die Kosten sollten als tatsächliche Kosten 
ohne Inflation angegeben werden. Die Kosten sind auf Landesebene zu bewerten.  

(4) Bei der Ermittlung der Gesamtkosten einer Maßnahme/eines 
Maßnahmenbündels/einer Variante können die folgenden Kosten weggelassen 
werden:  

a) Kosten, die für alle geprüften Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten 
gleich sind; 

b) Kosten für Gebäudekomponenten, die keinen Einfluss auf die 
Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes haben. 

Alle anderen Kosten müssen bei der Berechnung der Gesamtkosten in vollem 
Umfang berücksichtigt werden.  

(5) Der Restwert wird ermittelt durch lineare Abschreibung der Anfangsinvestitions- 
oder Wiederbeschaffungskosten einer bestimmten Gebäudekomponente bis zum 
Ende des Berechnungszeitraums, abgezinst auf den Beginn des 
Berechnungszeitraums. Der Abschreibungszeitraum wird durch die wirtschaftliche 
Lebensdauer eines Gebäudes oder einer Gebäudekomponente bestimmt. Restwerte 
von Gebäudekomponenten müssen möglicherweise um die Kosten ihrer Entfernung 
aus dem Gebäude am Ende der geschätzten wirtschaftlichen Lebensdauer des 
Gebäudes berichtigt werden.  

(6) Entsorgungskosten sind ggf. abzuzinsen und können vom Endwert abgezogen 
werden. Sie müssen eventuell zunächst von der geschätzten wirtschaftlichen 
Lebensdauer auf das Ende des Berechnungszeitraums und dann in einem zweiten 
Schritt wieder auf den Beginn des Berechnungszeitraums abgezinst werden.  

(7) Am Ende des Berechnungszeitraums werden die Entsorgungskosten (sofern 
zutreffend) oder der Restwert der Gebäude und Gebäudekomponenten zur Ermittlung 
der endgültigen Kosten über die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer des 
Gebäudes herangezogen. 

(8) Die Mitgliedstaaten legen einen Berechnungszeitraum von 30 Jahren für 
Wohngebäude und öffentliche Gebäude und einen Berechnungszeitraum von 20 
Jahren für gewerbliche Gebäude / Nichtwohngebäude zugrunde.  

(9) Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, Anhang A zur Europäischen Norm 15459 in 
Bezug auf wirtschaftliche Daten für Gebäudekomponenten bei der Bestimmung der 
geschätzten wirtschaftlichen Lebensdauern für diese Gebäudekomponenten zu 
nutzen. Werden andere geschätzte wirtschaftliche Lebensdauern für 
Gebäudekomponenten festgelegt, so sollten diese der Kommission im Rahmen der 
Berichterstattung nach Artikel 6 mitgeteilt werden. Die Mitgliedstaaten legen die 
geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer eines Gebäudes auf nationaler Ebene fest. 

4.3. Berechnung der Gesamtkosten für eine Berechnung aus finanzieller Perspektive  

(1) Die bei der Berechnung aus finanzieller Perspektive zur Ermittlung der 
Gesamtkosten einer Maßnahme/eines Maßnahmenbündels/einer Variante zu 
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berücksichtigenden relevanten Preise sind die vom Kunden gezahlten Preise 
inklusive sämtlicher anwendbaren Steuern, einschließlich Mehrwertsteuer, und 
Abgaben. Idealerweise sind in die Berechnung auch die für verschiedene 
Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten verfügbaren Subventionen 
einzubeziehen; die Mitgliedstaaten können diese jedoch unberücksichtigt lassen, 
sofern sie sicherstellen, dass in diesem Fall sowohl Subventionen und 
Förderregelungen für Technologien als auch etwaige Energiepreissubventionen aus 
der Berechnung ausgeschlossen werden.  

(2) Die Gesamtkosten für Gebäude und Gebäudekomponenten werden durch Addition 
der verschiedenen Arten von Kosten und Anwendung des Abzinsungssatzes mittels 
eines Abzinsungsfaktors auf dieselben, so dass sie als Wert im Anfangsjahr 
ausgedrückt werden, zuzüglich des abgezinsten Restwerts wie folgt berechnet:  

( ) ( ) ( )( ) ( )⎥
⎦

⎤
⎢
⎣

⎡ −×+= ∑∑
=

jViRjCCC f
i

dia
j

Ig τ

τ

τ ,
1

,

 

Erläuterung: 

τ Berechnungszeitraum 

Cg(τ) Gesamtkosten (bezogen auf das Anfangsjahr τ 0) über den 
Berechnungszeitraum 

CI Anfangsinvestitionskosten für die Maßnahme oder Maßnahmenreihe j 

Ca,I (j) jährliche Kosten im Jahr i für die Maßnahme oder Maßnahmenreihe j 

Vf, τ (j) Restwert der Maßnahme oder Maßnahmenreihe j am Ende des 
Berechnungszeitraums (abgezinst auf das Anfangsjahr τ 0). 

Rd (i) Abzinsungsfaktor für das Jahr i auf der Grundlage des Abzinsungssatzes r nach 
folgender Berechnung: 

 
Dabei bezeichnet p die Anzahl der Jahre ab dem Anfangszeitraum und r den realen 
Abzinsungssatz. 

(3) Nach Vornahme einer Sensitivitätsanalyse für mindestens zwei unterschiedliche 
Zinssätze ihrer Wahl legen die Mitgliedstaaten den Abzinsungssatz fest, der bei der 
Berechnung aus finanzieller Perspektive zu verwenden ist. 
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4.4. Berechnung der Gesamtkosten für eine Berechnung aus makroökonomischer 
Perspektive 

(1) Bei der Ermittlung der Gesamtkosten für die makroökonomische Berechnung 
einer Maßnahme/eines Maßnahmenbündels/einer Variante sind die Preise 
exklusive aller geltenden Steuern, der Mehrwertsteuer sowie Abgaben und 
Subventionen zugrunde zu legen.  

(2) Bei der Berechnung der Gesamtkosten einer Maßnahme/eines 
Maßnahmenbündels/einer Variante auf makroökonomischer Ebene ist 
zusätzlich zu den unter 4.1 genannten Kostenkategorien eine neue 
Kostenkategorie – Treibhausgasemissionskosten – einzubeziehen, so dass die 
angepasste Gesamtkosten-Berechnungsmethode wie folgt lautet:  

 

Erläuterung:  

C c,I (j) Kosten für die Maßnahme oder Maßnahmenreihe j im Jahr i. 

(3) Die Mitgliedstaaten berechnen die kumulierten Kosten der CO2-Emissionen 
der Maßnahmen/Maßnahmenbündel/Varianten über den Berechnungszeitraum 
anhand der Summe der jährlichen Treibhausgasemissionen, multipliziert mit 
den voraussichtlichen Preisen pro Tonne CO2-Äquivalent der in jedem Jahr 
ausgestellten Treibhausgasemissionszertifikate; dabei werden entsprechend den 
aktuellen Projektionen für die CO2-Preise des EHS in den Szenarios der 
Kommission als Mindest-Untergrenze zunächst 20 EUR pro Tonne CO2-
Äquivalent bis 2025, 35 EUR pro Tonne bis 2030 und 50 EUR pro Tonne nach 
2030 zu konstanten und realen Preisen des Jahres 2008 in EUR angesetzt, die 
an das jeweilige Berechnungsdatum und die gewählte Berechnungsmethode 
anzupassen sind. Bei jeder Überprüfung der Kostenoptimalitätsberechnungen 
sind aktualisierte Szenarios zu berücksichtigen.  

(4) Nach Vornahme einer Sensitivitätsanalyse für mindestens zwei 
unterschiedliche Zinssätze, wovon einer real 3 % betragen muss, legen die 
Mitgliedstaaten den Abzinsungssatz fest, der bei der Berechnung aus 
makroökonomischer Perspektive zu verwenden ist. 

5. DURCHFÜHRUNG EINER SENSITIVITÄTSANALYSE FÜR DIE KOSTENBEZOGENEN 
INPUT-DATEN, DARUNTER ENERGIEPREISE 

(1) Mit der Sensitivitätsanalyse sollen die wichtigsten Parameter einer 
Kostenoptimalitätsberechnung ermittelt werden. Die Mitgliedstaaten nehmen eine 
Sensitivitätsanalyse zu den Abzinsungssätzen vor, bei der sie mindestens zwei 
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Abzinsungssätze, jeweils in realen Werten angegeben, für die Berechnung aus 
makroökonomischer Perspektive und zwei Abzinsungssätze für die Berechnung aus 
finanzieller Perspektive verwenden. Einer der bei der Sensitivitätsanalyse für die 
Berechnung aus makroökonomischer Perspektive zu verwendenden Abzinsungssätze 
muss real 3 % betragen. Die Mitgliedstaaten nehmen eine Sensitivitätsanalyse zu 
Szenarios der Energiepreisentwicklung für alle Energieträger vor, die in ihrem 
nationalen Kontext im Gebäudesektor in erheblichem Umfang verwendet werden. Es 
wird empfohlen, die Sensitivitätsanalyse auch auf andere wichtige Input-Daten 
auszuweiten.  

6. ERMITTLUNG EINES KOSTENOPTIMALEN ENERGIEEFFIZIENZNIVEAUS FÜR JEDES 
REFERENZGEBÄUDE 

(1) Die Mitgliedstaaten vergleichen für jedes Referenzgebäude die Ergebnisse der 
Gesamtkostenberechnung für verschiedene Energieeffizienzmaßnahmen und 
Maßnahmen auf der Grundlage erneuerbarer Energiequellen (sowie 
Bündel/Varianten dieser Maßnahmen).  

(2) Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, in Fällen, in denen die 
Kostenoptimalitätsberechnungen für verschiedene Energieeffizienzniveaus die 
gleichen Gesamtkosten ergeben, die Anforderungen, die zu einem geringeren 
Primärenergieverbrauch führen, als Grundlage für den Vergleich mit den geltenden 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz heranzuziehen. 

(3) Sobald entschieden ist, ob die Berechnung aus makroökonomischer Perspektive oder 
die Berechnung aus finanzieller Perspektive die nationale Benchmark wird, sind die 
Durchschnitte der berechneten kostenoptimalen Energieeffizienzniveaus für alle 
verwendeten Referenzgebäude zusammengenommen zum Zwecke des Vergleichs 
mit den Durchschnitten der geltenden Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
derselben Referenzgebäude zu berechnen. Dies soll die Berechnung der Diskrepanz 
zwischen den bestehenden Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz und den 
berechneten kostenoptimalen Niveaus ermöglichen.  
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ANHANG II 

Informationen über die geschätzten langfristigen Entwicklungen der Energiepreise 

Die Mitgliedstaaten können bei ihren Berechnungen die geschätzten Entwicklungstrends der 
Brennstoff- und Strompreise berücksichtigen, die von der Europäischen Kommission im 
Zweijahresrhythmus aktualisiert bereitgestellt werden. Die aktuellen Daten sind auf folgender 
Website verfügbar: http://ec.europa.eu/energy/observatory/trends_2030/index_en.htm. 

Diese Trends können bis zum Vorliegen längerfristiger Projektionen über das Jahr 2030 
hinaus extrapoliert werden. 

Informationen über die geschätzten langfristigen CO2-Preisentwicklungen 

Für ihre makroökonomischen Berechnungen verwenden die Mitgliedstaaten als Mindest-
Untergrenze die Projektionen für die CO2-Preise des EHS im Bezugsszenario der 
Kommission bis 2050, wobei die Umsetzung bestehender Rechtsvorschriften, jedoch keine 
Dekarbonisierung unterstellt wird (erste Zeile in nachstehender Tabelle): Die Projektionen 
gehen derzeit von einem Preis von 20 EUR pro Tonne CO2-Äquivalent bis 2025, 35 EUR pro 
Tonne bis 2030 und 50 EUR pro Tonne nach 2030 zu konstanten und realen Preisen des 
Jahres 2008 in EUR aus, die an das jeweilige Berechnungsdatum und die gewählte 
Berechnungsmethode anzupassen sind (siehe nachstehende Tabelle). Aktualisierte Szenarios 
zu den CO2-Preisen, die von der Kommission übermittelt werden, sind bei jeder Überprüfung 
der Kostenoptimalitätsberechnungen zu berücksichtigen. 

 
CO2-Preisentwicklungen* 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 
Referenz 
(Fragmentierte Maßnahmen, 
Referenzpreise für fossile Brennstoffe) 

16,5 20 36 50 52 51 50 

Effiziente Technologie  
(Globale Maßnahmen, niedrige Preise 
für fossile Brennstoffe) 

25 38 60 64 78 115 190 

Effiziente Technologie  
(Fragmentierte Maßnahmen, 
Referenzpreise für fossile Brennstoffe) 

25 34 51 53 64 92 147 

Quelle: SEC/2011/288, Anhang 7.10, http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=SEC:2011:0288:FIN:EN:PDF. 
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ANHANG III 

Berichtsmuster zur fakultativen Verwendung durch die Mitgliedstaaten bei der 
Berichterstattung an die Kommission gemäß Artikel 5 Absatz 2 der 

Richtlinie 2010/31/EU und Artikel 6 dieser Verordnung 

1. REFERENZGEBÄUDE 

1.1. Machen Sie bitte in Tabelle 1 (bestehende Gebäude) und Tabelle 2 (neue Gebäude) 
Angaben zu den Referenzgebäuden für alle Gebäudekategorien und erläutern Sie, 
inwiefern diese für den Gebäudebestand repräsentativ sind. Weitere Informationen 
können in einer Anlage hinzugefügt werden.  

1.2. Geben Sie an, wie die Geschossfläche in Ihrem Land definiert ist und wie sie 
berechnet wird. 

1.3. Geben Sie die zur Definition der einzelnen Referenzgebäude (neue und bestehende 
Gebäude) verwendeten Auswahlkriterien an, z. B. statistische Analyse auf der 
Grundlage von Nutzung, Alter, Geometrie, Klimazone, Kostenstrukturen, 
Baumaterial, usw., mit Erwähnung der klimatischen Bedingungen in Innenräumen 
und im Freien, sowie geografische Lage. 

1.4. Geben Sie bitte an, ob Ihr Referenzgebäude ein Mustergebäude, ein virtuelles 
Gebäudes usw. ist. 

1.5. Geben Sie bitte an, welcher Datensatz für den nationalen Gebäudebestand zugrunde 
gelegt wurde.  

Tabelle 1: Referenzgebäude für bestehende Gebäude (größere Renovierung) 

Für bestehende 
Gebäude 

Gebäude-
geometrie
24 

 

Anteile 
der 
Fenster-
fläche an 
der Ge-
bäude-
hülle und 
Fenster 
ohne 
Sonnen-
einstrah-
lung 

Geschos
sfläche 
[m2]  

gemäß 
Bauordn
ung 

Beschrei-
bung des 
Gebäudes25 

 

Beschreibu
ng der 
durch-
schnitt-
lichen 
Gebäude-
technologie
26 

 

Durch-
schnittliche 
Gesamt-
energie-
effizienz 

kWh/m2 a 
(vor 
Investition)  

Anforderun-
gen auf 
Kom-
ponenten-
ebene 
(typischer 
Wert)  

1) Einfamilien-
gebäude und 

       

                                                 
24 A/V-Verhältnis (Oberfläche-zu-Volumen-Verhältnis), Ausrichtung, Fläche der Nord-/West-/Süd-/Ost-

Fassade. 
25 Baumaterialien, typische Luftdichtheit (qualitativ), Nutzungsmuster (falls zweckmäßig), Alter (falls 

zweckmäßig). 
26 Gebäudetechnische Systeme, U-Werte für Gebäudekomponenten, Fenster — Fläche, U-Wert, G-Wert, 

Sonnenschutz, Passivsysteme usw. 
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Unterkategorie
n  

Unterkategorie 1         

Unterkategorie 2 
usw.  

       

2) 
Appartement- 
und Mehr-
familienhäuser 
und Unter-
kategorien  

       

        

3) Bürogebäude 
und Unterkate-
gorien  

       

        

4) Sonstige 
Nichtwohn-
gebäude-
kategorien 

       

        

        

 

Tabelle 2: Referenzgebäude für neue Gebäude  

Für neue 
Gebäude 

Gebäude-
geometrie27 

 

 

Anteile der 
Fenster-
fläche an 
der Ge-
bäudehülle 
und Fens-
ter ohne 
Sonnen-
einstrah-
lung 

Geschos
sfläche 
[m2]  

gemäß 
Bauord
nung  

Typische 
Gesamtenergie
effizienz 

kWh/m2 a  

Anforderung
en auf 
Komponente
nebene 

 

1) Einfamilien-
gebäude und 
Unterkategorie
n  

     

                                                 
27 A/V-Verhältnis, Fläche der Nord-/West-/Süd-/Ost-Fassade. Nota bene: Bei neuen Gebäuden kann die 

Ausrichtung des Gebäudes bereits an sich eine Energieeffizienzmaßnahme darstellen. 
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Unterkategorie 1       

Unterkategorie 2 
usw.  

     

2) 
Appartement- 
und Mehr-
familienhäuser 
und Unter-
kategorien  

     

      

3) Bürogebäude 
und Unterkate-
gorien  

     

      

4) Sonstige 
Nichtwohn-
gebäude-
kategorien 
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2. AUSWAHL DER VARIANTEN/MASSNAHMEN/MASSNAHMENBÜNDEL  

2.1. Führen Sie in Tabellenform die charakteristischen Merkmale der ausgewählten 
Varianten/Maßnahmen/Maßnahmenbündel auf, die für die 
Kostenoptimalitätsberechnung zur Anwendung kommen. Beginnen Sie bitte mit den 
gebräuchlichsten Technologien und Lösungen und gehen Sie dann zu den 
innovativeren über. Falls frühere Berechnungen belegen, dass Maßnahmen bei 
Weitem nicht kostenoptimal sind, so muss keine Tabelle ausgefüllt werden, doch 
sollte dieser Umstand der Kommission gesondert mitgeteilt werden. Das 
nachfolgende Format kann verwendet werden, beachten Sie jedoch, dass die 
aufgeführten Beispiele allein der Veranschaulichung dienen.  

Tabelle 4: Übersichtstabelle zur Auflistung der ausgewählten Varianten/Maßnahmen  

Jede Berechnung sollte sich auf das gleiche Behaglichkeitsniveau beziehen. Formal sollte 
jede(s) Maßnahme/Maßnahmenbündel/Variante annehmbare Behaglichkeit bieten. Werden 
mehrere Behaglichkeitsniveaus berücksichtigt, so verliert der Vergleich seine Grundlage. 

Maßnahme Bezugsfall  

Variante 1 

 

 

Variante 2  

 

usw. 

Dachisolierung     

Wandisolierung     

Fenster 

 

5,7 W/m2K 

(Beschreibung)

2,7 W/m2K 

(Beschreibung)

1,9 W/m2K 

(Beschreibung) 

 

Anteil der Fensterfläche 
an der Gesamt-
gebäudehülle 

    

Gebäudebezogene 
Maßnahmen (thermische 
Masse usw.)  

    

Heizsystem     

Brauchwarmwasser     

Belüftungssystem (ein-
schl. Nachtbelüftung)  

    

Raumkühlsystem      

Maßnahmen auf     
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Grundlage erneuerbarer 
Energieträger  

Energieträgerwechsel     

usw.     

Die Liste der Maßnahmen dient allein der Veranschaulichung.  

Für die Gebäudehülle: in W/m2K 

Für Systeme: Effizienz 

Es können mehreren Verbesserungsebenen ausgewählt werden (z. B. verschiedene 
Wärmedurchgangskoeffizienten für Fenster) 

3. BERECHNUNG DES PRIMÄRENERGIEBEDARFS DER MASSNAHMEN  

3.1. Bewertung der Gesamtenergieeffizienz 

3.1.1. Geben Sie bitte das Berechnungsverfahren für die Beurteilung der 
Gesamtenergieeffizienz an, das für das Referenzgebäude und die beschlossenen 
Maßnahmen/Varianten angewandt wird.  

3.1.2. Geben Sie die Fundstellen der einschlägigen Rechtsvorschriften, Vorschriften, 
Standards und Normen an. 

3.1.3. Füllen Sie den Berechnungszeitraum (20 oder 30 Jahre), den Berechnungsrhythmus 
(jährlich, monatlich oder täglich) und die verwendeten Klimadaten je 
Referenzgebäude aus. 

3.2. Berechnung des Energiebedarfs 

3.2.1. Geben Sie bitte die Ergebnisse der Gesamtenergieeffizienzberechnung für jede(s) 
Maßnahme/Maßnahmenbündel/Variante für jedes Referenzgebäude an, differenziert 
zumindest nach Energiebedarf für Heizung und Kühlung, Energienutzung, 
bereitgestellter Energie und Primärenergiebedarf.  

Führen Sie auch die Energieeinsparungen auf.  
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3.2.2. Übermitteln sie die Zusammenfassung der im Land verwendeten Primärenergie-
Umrechnungsfaktoren in einer gesonderten Tabelle. 

3.2.3. Geben Sie die bereitgestellte Energie pro Energieträger in einer zusätzlichen Tabelle 
an.  

4. BERECHNUNG DER GESAMTKOSTEN 

4.1. Berechnen Sie die Gesamtkosten für jeder/jedes 
Maßnahme/Maßnahmenbündels/Variante unter Verwendung der folgenden Tabellen 
und mit Bezugnahme auf Szenarios mit niedrigen, mittleren oder hohen 
Energiepreisen. Die für das Referenzgebäude berechneten Kosten werden auf 100 % 
festgesetzt.  

4.2. Geben Sie die Quelle der zugrunde gelegten Energiepreisentwicklung an.  

4.3. Geben Sie den für die finanzielle und die makroökonomische Berechnung 
angewandten Abzinsungssatz und das Ergebnis der zugrunde liegenden 
Sensitivitätsanalyse für jeweils mindestens zwei unterschiedliche Zinssätze an.  
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4.4. Geben Sie bitte die in Ihre Berechnung der Gesamtkosten eingehenden Input-
Parameter (z. B. Arbeitskosten, Technologiekosten usw.) an.  

4.5. Nehmen Sie die Berechnung der Sensitivitätsanalyse für die wichtigsten Kosten und 
die Energiekosten sowie den für die makroökonomische und die finanzielle 
Berechnung angewandten Abzinsungssatz vor. Verwenden Sie für jede 
Kostenänderung eine gesonderte Tabelle wie die obige Tabelle. 

4.6. Geben Sie bitte die für die makroökonomische Berechnung angenommenen Kosten 
der Treibhausgasemissionen an.  

5. KOSTENOPTIMALES NIVEAU FÜR REFERENZGEBÄUDE 

5.1. Geben Sie für jeden Fall in Bezug auf die Referenzgebäude das wirtschaftlich 
optimale Gesamtenergieeffizienzniveau in Primärenergie (kWh/m2 Jahr oder bei 
einem systemorientierten Konzept im entsprechenden Gebäudeteil z. B. den U-Wert) 
an und präzisieren Sie, ob es sich dabei um das aus makroökonomischer oder 
finanzieller Perspektive berechnete kostenoptimale Niveau handelt.  

6. VERGLEICH 

6.1. Geben Sie bei einem erheblichen Unterschied bitte den Grund an, der die Diskrepanz 
rechtfertigt, und legen Sie, wenn diese nicht (vollständig) gerechtfertigt werden kann, 
einen Plan mit geeigneten Schritten zu deren Verringerung dar.  

Tabelle 7: Vergleichstabelle für neue und bestehende Gebäude 

Referenzgebäude Kostenoptimales 
Spektrum/Niveau (von - 
bis) 
kWh/m2 a 
(für einen kompo-
nentenorientierten 
Ansatz im entsprechen-
den Gebäudeteil) 

Geltende Anforderungen 
für Referenzgebäude 
kWh/m2 a 

Diskrepanz 

 
 
 

   

 

Begründung der Diskrepanz:  

Plan zur Verringerung der nicht zu rechtfertigenden Diskrepanz: 


